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„Reformzwänge innerhalb der EU angesichts der Osterweiterung“••

Martin Seidel��

1. Beitritt zum Gemeinsamen Markt und zur Wirtschafts- und Währungsunion, -

Risiken, wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, teilweise Mitgliedschaft,

Übergangsfristen

Die Erweiterung der Europäischen Union um die Staaten Mittel- und Osteuropas, Südost-

europas, des baltischen Raumes und des Mittelmeerraumes wird aus politischen Gründen für

unausweichlich erachtet. Mit ihr verändern sich erneut die wirtschaftlichen Grundbedingun-

gen des Gemeinsamen Marktes und der Wirtschafts- und Währungsunion. Zwischen den

Volkswirtschaften, die nach der Megaerweiterung am Gemeinsamen Markt und an der

Währungsunion teilnehmen, wird für lange Zeit ein wirtschaftliches Gefälle von einem

wesentlich größerem Ausmaß als nach der dritten und vierten Erweiterung der Europäischen

Union bestehen.

Das Regelungssystem des Gemeinsamen Marktes ist auf die Integration von Volkswirtschaf-

ten zugeschnitten, die in etwa einen gleichen wirtschaftlichen Entwicklungsstand aufweisen.

Dies gilt hinsichtlich der Regelungen des Handels und Wettbewerbs, vornehmlich jedoch

hinsichtlich der Freizügigkeit, der Niederlassungsfreiheit und des freien Kapitalverkehrs. Die

                                               
• Beitrag im Rahmen eines Forschungsobjekt einer Deutsch-Ungarischen Forschergruppe über „Ungarns
Beitrittsreife und die Aufnahmefähigkeit der EU“, deutsch und ungarisch abgedruckt in Margit Rácz (Hrsg.) EU-
Kaleidoszkóp / EU-Kaleidoskop, „Ungarns EU-Reife und die Bereitschaft der Europäischen Union – Stand-
punkte von deutschen und ungarische Experten“, Budapest,  2003, S.29 ff. bzw. S.186 ff., Nachdruck mit
freundlicher Genehmigung der Herausgeberin und des Verlages.
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Europäische Union beschränkt sich als Wirtschaftsgemeinschaft auf die Errichtung und

Sicherung eines Gemeinsamen Marktes und beläßt auch in ihrer Ausgestaltung als Wirt-

schafts- und Währungsunion die Verantwortung für das wirtschaftliche Wachstum und den

sozialen Ausgleich primär den Mitgliedstaaten. Unter der Bedingung einer dezentralen

Verantwortung für die Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik reicht der Gemeinsame

Markt nicht aus, um einen regional und sozial ausgeglichenes Wachstum in der Union zu

gewährleisten. Bereits um die mit dem Gemeinsamen Markts verbundenen disparitären Ein-

kommensentwicklungen in Grenzen zu halten und einen minimalen „wirtschaftlichen und

sozialen Zusammenhalt“ der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, ist ein beträchtlicher öffent-

licher Transfer finanzieller Ressourcen von den wohlhabenderen Mitgliedstaaten auf die

weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten erforderlich.

Die Europäische Union ist nicht in der Lage, über ihre derzeitigen finanziellen Leistungen

hinaus, selbst wenn dieser im Zuge der Erweiterung gestockt wird, zur Herstellung annähernd

gleicher Lebensverhältnisse in der erweiterten Gemeinschaft einen Ressourcentransfer zu

leisten. Der Europäische Union ist ein Verbund nach wie vor souveräner Staaten. Sie ist

weder ein Staat noch ein Bundesstaat; ihr fehlen die elementaren gesellschaftlichen Struktur-

elemente einer „res publica“. Ihre Mitgliedstaaten nehmen als nach wie vor souveräne Staaten

die Gemeinschaftsgewalt zur „gesamten Hand“ wahrnehmen, ohne daß sie hierzu auf der

zentralen Ebene demokratisch ermächtigt und legitimiert sind. Ohne ihre grundlegende

Umgestaltung in ein bundesstaatliches Gemeinwesen kann die Europäische Union nur in

einem begrenzten Ausmaß einen zwischenstaatlichen Ressoucentransfer gewährleisten.

Die bevorstehende Megaerweiterung vergrößert die Risiken, die mit einem Gemeinsamen

Markt zwischen Volkswirtschaften mit einem beträchtlichen wirtschaftlichen Entwick-

lungsgefälle ohne Überdachung durch eine einheitliche Wirtschafts-, Sozial- und Gesell-

schaftspolitik mit einem adäquaten öffentlichen Finanzausgleich verbunden sind.

Die Übernahme des Rechtsbestandes (Acquis communitaire) der Europäischen Union durch

die Bewerberstaaten sichert als solche die Beitrittsfähigkeit ihrer jeweiligen Volkswirtschaft

zum Gemeinsamen Markt keineswegs. Beitrittsfähigkeit zum Gemeinsamen Markt heißt wirt-

schaftliche Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit. Das Gemeinschaftsrecht sieht nicht vor, daß

einzelne Regelungen des Gemeinsamen Marktes zugunsten der Bewerberstaaten zeitlich un-

befristet suspendiert werden können. Die unbefristete Suspendierung von Regelungsbereichen



3

des Gemeinsamen Marktes, beispielsweise der Niederlassungsfreiheit, der Agrarmärkte oder

der Freiheit des Kapitalverkehrs liefe auf eine partielle Mitgliedschaft der Bewerberstaaten

am Gemeinsamen Markt, an der Wirtschafts- und Wirtschaftsunion bzw. der Europäischen

Union hinaus. Die partielle Mitgliedschaft würde eine „strukturelle Differenzierung“ voraus-

setzen. Strukturelle Differenzierung heißt, daß diejenigen Mitgliedstaaten, die von

Regelungen des Gemeinsamen Marktes dauerhaft entbunden sind, insoweit durch ihre

„Repräsentanten“ an der Beschlußhoheit der Europäischen Union (Rat, Europäisches

Parlament, Kommission, Europäischer Gerichtshof) nicht teilnehmen. Die sog. „verstärkte

Zusammenarbeit im engeren Rahmen“, die als Folge der Verträge von Masstricht, Amsterdam

und Nizza inzwischen im Gemeinschaftsrecht als Modellregelung verankert ist, betrifft nicht

die partielle Mitgliedschaft, sondern den Fall, daß eine Gruppierung von Mitgliedsstaaten

vorausgeht und die übrigen Mitgliedstaaten an den Regelungen des engeren Verbunds nicht

teilnehmen. Die „verstärkte Zusammenarbeit im engeren Rahmen“, sieht eine strukturelle

Differenzierung nur für den Rat, nicht für die anderen Organe vor. Abzuwarten bleibt, ob die

Anwendung der „verstärkte Zusammenarbeit im engeren Rahmen“ nicht zu einer Ausweitung

führt. Auch in „unitarischen“ Organen wie der Kommission, dem Europäischen Parlament

und dem Europäischen Gerichtshof ist die Repräsentanz von Mitgliedstaaten, die an einem

Regelungssystem nicht teilnehmen, nur schwer zu legitimieren. Für die partielle

Mitgliedschaft wäre der Ausschluß der Stimmberechtigung der nicht an der Währungsunion

teilnehmenden Staaten im Rat der Gouverneure des Europäischen Systems der Zentralbanken

eine Modellregelung, die maßgeblich sein könnte.

Anpassungsregelungen und Übergangsfristen, die das Rechts- und Verfassungssystem der

Gemeinschaft kennt und die bislang bei jeder Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft

praktiziert worden sind, sind in der Weise zeitlich befristet, daß ihr Ablauf automatisch ein-

tritt. Übergangsregelungen und Übergangsfristen sind Hilfen zu Selbsthilfen und erfüllen ihre

Funktion nur dann, wenn sich vorhersehbar im Verlauf der Übergangszeit die wirtschaftlichen

und gesellschaftlichen Verhältnisse in einer Weise verändern, daß der geschützte Bewerber-

staat - oder die Gemeinschaft - nach dem Ablauf der Übergangszeit die suspendierte Ver-

pflichtung des Gemeinsamen Marktes problemlos erfüllen kann. Ist mit einer Veränderung

der maßgeblichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse von vorn herein nicht

zu rechnen, machen Anpassungsregelungen und Übergangsfristen keinen Sinn. Bei überaus

langen Übergangsregelungen und Anpassungsfristen und bei sich automatisch verlängernden

Fristen stellt sich das Erfordernis der strukturellen Differenzierung.
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2. Wirtschafts- und Währungsunion, abgestufte Teilhabe, vorgezogener und

intensivierter Konvergenzprozeß

Die Wirtschafts- und Währungsunion ist gleichermaßen darauf zugeschnitten, daß die Mit-

gliedstaaten, die an ihr teilnehmen, in eigener Verantwortung eine ausreichende und „konver-

gente“ wirtschaftliche Entwicklung in ihrem Hoheitsbereich gewährleisten. Unter den

Zwängen einer einheitlichen Geldpolitik und den Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes,

insbesondere der Freiheit des Kapitalverkehrs sind wirtschaftliche Probleme denkbar, die

ohne eine nicht mehr mögliche Anpassung des Wechselkurses und ohne Finanzhilfen der

Gemeinschaft nicht behoben werden können. Die Wirtschafts- und Währungsunion schließt

mit der sog. „No bailing out“- Klausel Finanzhilfen der Gemeinschaft und der anderen

Mitgliedstaaten aus. Wäre die Europäische Union ein Bundesstaat, hätten die Mitgliedstaaten

als dessen Gliedstaaten über ein zentrales Steuersystem und ein System des Finanzausgleichs

wechselseitig für einander einzustehen.

Anders als das System des Gemeinsamen Marktes ermöglicht das Rechts- und Verfassungs-

system der Wirtschafts- und Währungsunion den Bewerberstaaten, daß sie die Verpflich-

tungen, den Auflagen und den Obliegenheiten nicht notwendig zu übernehmen, insbesondere

auf das Instrument der Wechselkursanpassung nicht sofort zu verzichten brauchen. Die

strukturelle Differenzierung, d. h. der Ausschluß der Stimmberechtigung ist nach geltendem

Recht nur bei der Beschlußfassung im Rat der Gouverneure des „Europäischen Systems der

Zentralbanken“ vorgesehen. Für den Rat als Behörde der Koordinierung der Wirtschafts-

politik und der Überwachung der nationalen Haushalte sowie für die übrigen Beschluß-

hoheiten der Gemeinschaft (Wechselkurspolitik, Rechtsetzung, Kommission, Europäisches

Parlament, Europäischer Gerichtshof) gilt sie nicht. Entwicklungen extra legem wie die

Herausbildung der vormaligen sog. Euro-Elfer-Gruppe, nunmehr Euro-Zwölfer-Gruppe

deuten darauf hin, daß der Ausbau der strukturellen Differenzierung nicht ausgeschlossen ist.

3. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Zusammenarbeit bei der Innen- und

Justizpolitik

Der Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und der Bereich der Zusam-

menarbeit bei der Innen- und Justizpolitik sind intergouvernemental organisiert. Sektorale
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Eingliederungen der Bewerberstaaten in diese beiden Aufgabenbereiche der Europäischen

Union sind daher wesentlich leichter möglich als im Bereich des Gemeinsamen Marktes und

der Wirtschafts- und Währungsunion. Dauerhafte Ausnahmen gehen jedoch auf Kosten der

Einheit der Europäischen Union und können zu einer Rückbildung des Integrationsstandes

beitragen. Die Europäische Union wird einer solchen Entwicklung durch ihre kompetenzielle

Aufstockung und durch die weitere Überführung von Teilbereichen ihrer Aufgaben,

insbesondere des dritten Pfeilers in das Gemeinschaftssystem des ersten Pfeilers

entgegenwirken müssen.

Das Schengen-System dürfte an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit angelangt sein. Ge-

meinsame Personenkontrollen an den Außengrenzen der Europäischen Union unter einem

gänzlichen Verzicht auf Kontrollen an den innergemeinschaftlichen Grenzen haben sich als

illusionär erwiesen. Der Ausweg, die bestehende nationale Grenzaufsicht an den Außen-

grenzen durch eine Gemeinschaftsaufsicht zu ersetzen, setzt den – partiellen – Bundesstaat

voraus. Eine gemeinschaftseigene Grenzaufsicht ist ohne einen integrierten Beamtenkörper,

ohne eine drei- oder sogar mehrstufige Behördenstruktur der Grenzaufsicht, ohne gemein-

schaftseigene Fachschulen und ohne eine zentrale Kontrolle diese Verwaltungstätigkeit durch

das Europäische Parlament zusammen mit einer Staatenkammer nicht denkbar.

4. Die Europäische Union als Staatenverband - begrenzte Kompetenz- und

Handlungsfähigkeit

Die Europäische Union, vornehmlich auch die Europäische Gemeinschaft ist im Kern als

Staatenverband verfaßt. Die „Unionsgewalt“ liegt bei den „in der Europäischen Union

verbundenen Mitgliedstaaten“. Die staatenbündische Struktur äußert sich darin, daß weiterhin

der Rat (daneben der Europäischer Rat) Träger der politischen Beschlußhoheit sowie der

Rechtsgestaltung in der Europäischen Union ist. Das Europäische Parlament ist bei der

Wahrnehmung der Aufgaben der Union auf eine – dem Rat untergeordnete - Mitzuständigkeit

beschränkt.

Einem Staatenbund können aus rechtsstaatlichen, demokratischen und effizienzpolitischen

Gründen nur in engen Grenzen Kompetenzen und Befugnisse überantwortet werden. Ohne

daß die Europäische Union in einen Bundesstaat umgewandelt wird, sind der Übertragung

weiterer Souveränitätsrechte von den Mitgliedstaaten auf die Union zwar nicht schlechthin,
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aber enge Grenzen gezogen. Bezeichnend ist, daß die Geldpolitik auf der Konferenz in

Maastricht einem „Europäischen System der Zentralbanken“ überantwortet wurde. Das

„Europäische System der Zentralbanken“ ist als Verbund der nationalen Zentralbanken -

ungeachtet der Zugehörigkeit der Europäischen Zentralbank zum ESZB als dessen weiterer

„integraler Bestandteil“– staatenbündisch organisiert.

Als Staatenbund kann die Europäische Union darüber hinaus die ihr übertragenen Kompe-

tenzen nur in engen Grenzen wahrnehmen. Die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union

nach innen und außen entspricht nicht der Handlungsfähigkeit eines Staates. Das Beschluß-

verfahren, bei dem es um den Ausgleich nationaler Interessen geht, vollzieht sich in einem

staatenbündischen System im Konsens. Der Beschlußfassung mit wenn auch qualifizierter

Mehrheit sind im Rahmen einer bündischen Organisationsstruktur immanente Grenzen

gezogen. Bei unveränderlichen  Interessenstrukturen, wie sie in der Europäischen Union

bestehen, sind Mehrheitsentscheidungen systemwidrig. Die Regierungskonferenz von Nizza

hat diese Erkenntnis der europäischen Öffentlichkeit vor Augen geführt. In Nizza stand der

weitere Übergang zu Mehrheitsentscheidungen, die bei einer materiellen Betrachtung nach

wie vor nicht die Regel sind, auf der Tagesordnung. Verhandelt hat die Konferenz indes über

den Ausbau der Blockademacht derjenigen Mitgliedstaaten, die sich als potentiell überstimm-

bar ansehen. Über den Ausbau der - mehrheitlich wahrzunehmenden - Gestaltungsmacht

derjenigen Mitgliedstaaten, die zu weiteren Integrationsschritten bereit sind, wurde auf der

Konferenz nicht verhandelt. Auch in der erweiterten Europäische Union dürfte opinio

communis sein, daß die staatenbündische Struktur der Europäischen Union erhalten bleibt.

Von einer als Willens- und Schicksalsgemeinschaft zu begreifenden „europäischen Bürger-

schaft“ ist in einer bis auf 26 Staaten erweiterten Europäischen Union noch weniger als in der

derzeitigen 15 Staaten umfassenden Europäischen Union auszugehen. Wenn die Europäische

Union nicht zuvor in eine Föderation oder in ein gemischte Struktur umgewandelt wird,

vollziehen sich alle Schritte ihrer Reform und alle Maßnahmen des Ausbaus, die durch die

Eingliederung der neuen Mitgliedstaaten bedingt sind, zwangsläufig in der Weise, daß die

staatenbündische Struktur der Europäischen Union weiterhin unangetastet bleibt.

5. Unerläßliche Reformschritte

Die Europäische Union darf vor weiteren Reformen und Ausbauschritten nicht Abstand

nehmen oder zurückschrecken. Ob Maßnahmen des weiteren Ausbaus ohne eine
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grundlegende Umwandlung ihrer Struktur im Sinne eines Übergangs zu einem – partiellen -

Bundesstaat ausreichen, um nach außen und nach innen die Handlungsfähigkeit der

Europäischen Union zu gewährleisten, wird seitens vieler bezweifelt. Der Erweiterung der

Europäischen Union, die auf eine Vereinigung Europas abzielt, ist der Vorrang vor der

Erhaltung der ohnedies nicht ausreichend ausgeprägten Handlungsfähigkeit der Europäischen

Union einzuräumen. Alle denkbaren und realistischerweise erreichbaren Reformschritte

sollten sich an dem Ziel eines späteren Übergangs zu einem „Bundesstaat“ orientieren; sie

dürfen diesem Ziel zumindest nicht zuwiderlaufen. Die Bundesstaatlichkeit der Europäischen

Union ist keine Vision und keine Illusion, sondern ein Denkmodell. Das derzeitige

Verfassungssystem der Europäischen Gemeinschaft weist bereits, insbesondere mit der

supranationalen Gerichtsbarkeit, supranationale Elemente auf. Weitere Strukturelemente des

Bundesstaates, wie er in der Anlage zugeschnitten auf die Europäische Union als ideale

Lösung skizziert ist, können möglicherweise unter Beibehaltung der Staatengemeinschaft in

deren Verfassungssystem übernommen werden.

Der Europäischen Union werden angesichts der veränderten wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Strukturen in nicht unbeträchtlichem Ausmaß weitere Aufgaben und Kompe-

tenzen übertragen werden müssen. In jedem Fall wird das Anwachsen der Mitgliederzahl der

Europäischen Union der Wahrnehmung ihrer bisherigen Aufgaben eine andere Ausrichtung

und Qualität geben. Unter den neuen Bedingungen wird der Ausgleich nationaler Interessen

die Art und das Ausmaß der Inanspruchnahme der Kompetenzen und vor allem das Entschei-

dungsverfahren wesentlich beeinflussen. Voraussichtlich werden in anderer Weise als bisher

Koalitionsbildungen entstehen und die bisherigen Verfahren der Bildung von Konsensen

zwischen den Mitgliedstaaten gefährden. Der innere Reformzwang, vor dem die Europäische

Union angesichts der Osterweiterung steht, reicht weit über seine tägliche Einschätzung durch

die Politik und die öffentliche Meinung hinaus.

6. Staatensystem

Als Staatenbund läuft die erweiterte Europäische Union ungeachtet der zentralen Ausgleichs-

und Ordnungskompetenzen, wie sie in der Europäischen Union gewährleistet sind,

wahrscheinlich Gefahr, zu einem derzeit nicht vorhersehbaren und unkalkulierbaren System

nationaler Bündnis- und Gleichgewichtspolitik auszuarten. Unzulängliche Ausbau- und

Reformschritte - in Richtung einer partiell bundesstaatlichen Verfestigung - können zur Folge
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haben, daß die Mitgliedstaaten ihre Rolle in dem Staatenverband neu definieren. Es ist mit der

Befürchtung zu rechnen, daß auf Dauer eine deutsch-französische oder sogar eine rein

deutsche Dominanz entstehen könnte. Deutschland stuft sich nicht mehr als wirtschaftlicher

Riese und politischer Zwerg ein und nimmt das unauffällige Wachsen seines Einflusses auf

das Geschehen in der Europäischen Union wahr. Die Europäische Zentralbank hat ihren Sitz

in Deutschland, dem Mitgliedstaat mit der dominanten Wirtschaft genommen. Nizza hat zur

Steigerung des deutschen Ansehens und Einflusses in der Europäischen Union zusätzlich

beigetragen. Die Akzeptanz des Integrationsprozesses in der deutschen Bevölkerung ist zwar

rückläufig; Deutschland ist aber auf die Eingliederung seiner Wirtschaft in den Integrations-

verband der Europäischen Union wirtschaftlich und politisch angewiesen. Die Aufgabe der

Deutschen Mark, die als Vorleistung empfunden wird, wird wahrscheinlich dazu beitragen,

daß sich in Deutschland ein neues nationales Selbstbewußtseins herausbildet. Das gilt um so

mehr, als die Währungsunion die ihr zugedachte Triebfederfunktion bislang nicht entfaltet

hat. Forderungen nach einer notwendigen Reform der Finanzverfassung der Europäischen

Gemeinschaft, Forderungen nach einer – notwendigen - Korrektur der nationalen Finanz-

salden und Forderungen nach einer – ebenfalls notwendigen - Reform der Struktur- und

Agrarmarktpolitik sowie vor allem Forderungen nach einer Befristung der Finanzzuwen-

dungen finden, wenn sie von deutscher Seite erhoben werden, in der Europäischen Union und

bei den Mitgliedstaaten Gehör. Solche Reformen liegen im Interesse der Gemeinschaft, das

für die deutsche Europapolitik maßgeblich ist.

An einem Übergang zum Bundesstaat aus Gründen einer Einbindung Deutschlands haben

weder die alten Mitgliedstaaten noch die Bewerberstaaten ein „vitales“ Interesse. Im Rahmen

einer bundesstaatlichen Struktur würde Deutschland als stärkster Wirtschaftsmacht und

infolge seiner Lage in der Mitte der Europäischen Union kaum eine weniger dominante Rolle

zufallen. Im Vordergrund der deutschen Europapolitik steht seit jeher das Ziel der Einigung

Europas.

7. Reformfelder und erstrebenswerte Fortschritte

Die Reformfelder und erstrebenswerten Fortschritte des Ausbaus der Europäischen Union als

derzeitige Staatengemeinschaft wären folgende:
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a) Reform des Europäischen Parlaments

Das Europäische Parlament ist derzeit als Versammlung von Gruppen nationaler, wenn auch

seit 1979 in ihrem Land jeweils direkt gewählter Abgeordneter und damit intergouvernemen-

tal verfaßt. Es könnte, ohne daß die Europäische Union als solche in einen Bundesstaat

umgewandelt zu werden brauchte, in ein echtes Parlament im Sinne einer Vertretung aller

Bürger der Europäischen Union umgestaltet werden. Zu diesem Zweck müßte die – derzeit

nicht bestehende - Gleichheit des Wahlrecht hergestellt werden. Die Abgeordneten wären

entweder als Repräsentanten ihres Wahlkreises oder der Gesamtheit der „Civitas Europaea“,

nicht jedoch wie bisher als Vertreter ihres Volkes im Europäischen Parlament vertreten. Die

Umwandlung hätte über die einvernehmliche Aushandlung eines entsprechenden Vertrages

zur Änderung des Vertrages von Rom durch die Regierungen der Mitgliedstaaten mit

nachträglicher Ratifizierung durch die Parlamente der Mitgliedstaaten, begleitet von

Referenden, zu erfolgen. Das Europäische Parlament braucht sich durch diese Aufgaben-

zuweisung nicht von Anstößen zu einer Strukturreform in Richtung seiner Umwandlung von

einem Staaten-Parlament, das es zur Zeit noch ist, in ein echte Vertretung der Europäischen

Bürgerschaft abhalten zu lassen. Es kann zwar entsprechende Änderungen seines Status,

insbesondere auch die Einführung des gleichen Wahlrechts nicht selbst durchsetzen. Durch

Vorschläge an den Rat kann es jedoch die europäische Öffentlichkeit sensibilisieren und

Denkprozesse in Gang setzen.

b) Einstimmigkeit und Rechtfertigungszwang bei einem Veto

Infolge kaum wandelbarer mitgliedstaatlicher Interessenstrukturen ist mit einem weiteren

Übergang zu Entscheidungen mit qualifizierter oder gar mit einfacher Mehrheit im Rat nicht

zu rechnen. Bei einer materiellen Betrachtung und Gewichtung der Beschlußmaterien gilt die

Einstimmigkeit – auch nach den Ergebnissen der Konferenz von Nizza – zur Zeit noch in

allen wesentlichen Bereichen unionseigener Zuständigkeiten, vor allem auch bei weiteren

Integrationsschritten. Der weitere Übergang zu Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit

hat in der Vergangenheit verschiedentlich dazu geführt, daß der Europäische Rat, der ein-

stimmig entscheidet, oberhalb des Rates der Minister letztinstanzlich in den Beschlußprozeß

eingeschaltet wurde. Der Übergang zur Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit stellt

keinen Fortschritt dar, wenn er mit dieser Änderung des Beschlußverfahrens verbunden ist.

Die Einschaltung des Europäischen Rates in den Beschlußprozeß kommt einer De-Födera-
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lisierung des Beschlußverfahrens der Europäischen Gemeinschaft gleich. Im Gegensatz zum

Rat ist der Europäische Rat kein Organ der Europäischen Union; seine Beschlüsse unterliegen

nicht der Kontrolle durch den Europäischen Gerichtshof.

Soweit an der Einstimmigkeit festgehalten wird, sollte im Interesse der Sicherung der Hand-

lungsfähigkeit der Europäischen Union ein Rechtfertigungszwang zu Lasten der Zustim-

mungsverweigerer eingeführt werden. Der gleiche Rechtfertigungszwang sollte bei Mehr-

heitsentscheidungen zu Lasten blockierender Minderheiten zum Tragen gelangen. Die Recht-

fertigung hätte gegenüber dem Europäische Parlament und dem Europäischen Gerichtshof zu

erfolgen. Die dadurch mobilisierte öffentliche Meinung in der Europäischen Union würde

Blockadehaltungen entgegenwirken. Zusätzlich sollte den Mitgliedstaaten unter Bezug auf

das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung die Möglichkeit genommen werden, ihr

blockierendes Verhalten bzw. ihr Veto mit Einwänden aus anderen Aufgaben- und Funktions-

bereichen zu begründen. Auf das üblich „package dealing“ muß erforderlichenfalls im Inter-

esse der Handlungsfähigkeit der Union verzichtet werden

c) Doppelte Zählweise bei Mehrheitsentscheidungen

Bei Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit sollte ungeachtet des Ergebnisses von Nizza

aus Gründen der Demokratisierung der Europäischen Union Schritt für Schritt möglichst zur

sog. doppelten Zählweise übergegangen werden. Danach kommt ein Beschluß des Rates

zustande, wenn er von der - einfachen oder qualifizierten - Mehrheit der Mitgliedstaaten,

deren Bevölkerung die - einfache oder qualifizierte – Mehrheit der Bevölkerung der Union

umfaßt, getragen wird.

d) Zahl der Kommissare

Die Zahl der Kommissare der Europäischen Union ist als Reformthema von untergeordneter

Bedeutung. Die Handlungsfähigkeit einer auf 28 Kommissare anwachsenden Kommission

kann durch Verfahrensregelungen gesichert werden. Nicht jedem Kommissar braucht

notwendigerweise eine der großen Verwaltungseinheiten dauerhaft zugeordnet zu sein. Sofern

ihre Bestellung der Zustimmung des Europäischen Parlaments bedarf, können die Kommis-

sare durchaus weiterhin einvernehmlich oder mehrheitlich von den Mitgliedstaaten bestellt

werden. Das Prinzip der Präsentation von Vorschlagslisten für die Kandidaten könnte
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eingeführt werden. Die Abberufung durch das Europäische Parlament sollte stets die Kom-

mission in ihrer Gesamtheit erfassen.

e) Neuordnung der Stimmberechtigung im Rat der Gouverneure des Europäischen

Systems der Zentralbanken

Artikel 5 des Vertrages von Nizza im Zusammenhang mit der dazu gehörenden Erklärung der

Staats- und Regierungschefs deutet darauf hin, daß die Staats- und Regierungschefs eine

Neuordnung der Stimmberechtigung im Rat des „Europäischen Systems der Zentralbanken“

bei der Beschlußfassung über geldpolitische Fragen noch vor der sog. Post Nizza-Konferenz

für geboten halten.

f) Ausbau der unionseigenen Verwaltung

Der weitere Ausbau der eigenen Verwaltung der Europäischen Union sollte in Angriff

genommen werden. Auch sollte die europäische Gerichtsbarkeit ausgebaut und dabei

dezentralisiert werden. Eine Staatengemeinschaft ist kein Hindernisgrund, daß das

Gemeinschaftsrecht – wie derzeit bereits im Falle des Markenrechts – über eine unionseigene

Verwaltung zur Anwendung gelangt. Das gilt vornehmlich für Bereiche, in denen für die

wechselseitige Anerkennung von Staatshoheitsakten, beispielsweise von Zulassungen für

Banken und Wertpapierhäuser bzw. von Personenkontrollen an den Außengrenzen oder der

Kontrollen der Ausfuhr von sog. dual use-Gütern der notwendige „full faith and credit“ nicht

gewährleistet ist. Akzeptanzprobleme dürfen nicht dazu führen, daß an den innergemein-

schaftlichen Grenzen erneut Kontrollen entstehen.

g) Grundrechtskatalog

Die Schaffung eines verbindlichen Grundrechtskatalogs sowie eines Minderheitenstatuts ist

ein vorrangiges Reformziel. Die Charta der Grundrechte, die auf der Konferenz von Nizza

gebilligt worden ist, bedarf vor ihrer förmlichen Verabschiedung der öffentlichen Diskussion.
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h) Bindung der Mitgliedstaaten an die Grundrechte

Auch in einer Staatengemeinschaft kann die Bindung der Grundrechte auf die Mitglied-

staaten erstreckt werden. Das gilt nicht nur für diejenigen Bereiche mitgliedstaatlichen Han-

delns, in denen Gemeinschaftsrecht durchgeführt wird. Auch die den Mitgliedstaaten vor-

behaltenen Handlungsbereiche können – entsprechend der Wirkungsweise der Straßburger

Konvention über die Menschenrechte und Grundfreiheiten – in die Bindungswirkung einbe-

zogen werden. Dem - zutreffenden - Einwand, daß dadurch eine bundesstaatliche Verfesti-

gung eines Staatenbundes erfolgt, ist mit dem Argument zu begegnen, daß nicht die bundes-

staatliche Zielsetzung des Integrationsprozesses, sondern in einer auf 28 Mitgliedstaaten

angewachsenen Union der Gemeinsame Markt, insbesondere das Freizügigkeitsrecht die

weiterreichende Bindungswirkung erfordert.

i) Europäische Akademie der Wissenschaften

Die Errichtung einer Europäischen Akademie der Wissenschaften ist eine Aufgabe der

Rektorenkonferenzen der Mitgliedstaaten sowie ihrer Akademien der Wissenschaften. Sie

wäre von der Europäische Union ebenso wie die Zulassung privater europäischer Univer-

sitäten und Schulen zu fördern.

j) Sprachenregime

An dem derzeitigen Sprachenregime ist festzuhalten. Das schließt den Übergang zu einigen

internen Arbeitssprachen nicht aus.

k) Reform des Finanzrechts – Steuerhoheit der Europäischen Union

Unter der Voraussetzung, daß sich das Europäische Parlament zu einem echten Parlament auf

der Grundlage gleichen Wahlrechts der Unionsbürger umgestaltet, kann von dem derzeitigen

System der Finanzierung der Ausgaben der Union durch Matrikularbeiträge der Mitgliedstaa-

ten abgegangen und der Union Steuerhoheit im Bereich der indirekten Besteuerung übertra-

gen werden. Über Steuern der Gemeinschaft hätte das Europäische Parlament mehrheitlich

und der Rat mit qualifizierter Mehrheit zu entscheiden.
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l) Reform der Wirtschaftsunion

An der derzeitigen dezentralen Struktur der Wirtschaftsunion – mit primärer Verantwortung

der Mitgliedstaaten für die Wirtschaftspolitik – muß festgehalten werden. Die echte

Wirtschaftsunion setzt mit dem Erfordernis eines sog. „dominanten Haushalts“ voraus, daß

der Union umfassende Zuständigkeiten und eine umfassende Steuerhoheit übertragen wird.

Ohne Umwandlung in einen Bundesstaat ist dieser Souveränitätstransfer nicht möglich.

m) Nettofonds-Prinzip

Die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts (Kohäsionspolitik) der Euro-

päischen Union ist dahin zu reformieren, daß sich nach dem sog. Nettofonds-Prinzip jeglicher

Ressourcentransfer ausschließlich und offen von den wohlhabenderen Mitgliedstaaten auf die

weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten vollzieht. Bemessungsgrundlage ist das Einkommen

der begünstigten Mitgliedstaaten als solches, nicht das jeweilige Einkommen seiner Regionen.

Die verfassungspolitischen Implikationen, die mit dieser Umwandlung verbunden sein

können, nämlich, daß die Gruppe der wohlhabenderen Mitgliedstaaten dann die weniger

wohlhabenden Mitgliedstaaten durch Auflagen, Kontrollen etc. „beherrschen“ könnten, sind

hinzunehmen.

n) Befristung des Zuwendungs- und Finanzierungsregimes

Das Zuwendungs- und Finanzierungsregime ist abweichend von der bisherigen Praxis zeitlich

befristet auszugestalten. Verhindert werden muß, daß die Änderung des Finanzierungs- oder

eines Zuwendungsregimes durch bislang begünstigte Mitgliedstaaten blockiert wird.

o) Landwirtschaftspolitik

Die Mitgliedstaaten sind weiterhin für die Wirtschaftspolitik und damit für die Einkommens-

und Lohnpolitik verantwortlich. Die Agrarmarktpolitik als Einkommenspolitik für die Land-

wirtschaft liegt traditionell in der Zuständigkeit der Europäischen Union. Sie sollte gemäß

dem Zuständigkeitsmodell der Wirtschaftsunion in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten

übertragen werden. Die finanzielle Beteiligung der Europäischen Union an der Einkommens-

sicherung der Landwirtschaft durch die Mitgliedstaaten ist dabei nicht ausgeschlossen und
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wäre auch – bezogen auf einen Einkommenstransfer von den wohlhabenderen Mitgliedstaaten

auf die weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten - aus Gründen der Sicherung des sozialen

Zusammenhalts gleichermaßen wie bei der reformierten Strukturfondspolitik angezeigt. Die

derzeitige Agrarlastigkeit des Haushalts der Gemeinschaft wäre weitgehend beseitigt, ebenso

würden weitere kritisch diskutierte Begleiterscheinungen der auf die ursprünglichen sechs

Mitgliedstaaten zugeschnittenen derzeitigen Agrarmarktpolitik der Europäischen

Gemeinschaft entfallen.

p) Aufgabenkatalog

Die derzeitigen Aufgaben der Europäischen Union könnten in einem Aufgabenkatalog

konkret festgeschrieben werden. Dabei muß sichergestellt sein, daß die Aufgaben der Union

im Wege einer Vertragsänderung erweitert werden können.

q) Regierungskonferenz versus Konvent

Das Verfahren der Vertragsänderung sollte – zumindest probeweise - in der Weise geändert

werden, daß ihm die Einberufung eines Konvents vorauszugehen hat. Es verbleibt aber bei der

einvernehmlichen Billigung der Vorschläge des Konvents durch die Regierungen der

Mitgliedstaaten, ihrer Parlamente und – gegebenenfalls – durch die Bevölkerung im Wege

von Referenden.

r) Flexibilisierung des Verfassungssystems der Europäischen Union

Die sog. Flexibilisierung des Verfassungssystems ist bislang noch nicht ausreichend erprobt.

Bereiche staatlicher Funktionen und Aufgaben, die zur Zeit nur von einigen Mitgliedstaaten

der Europäischen Union überantwortet werden können, sind nicht zu erkennen. Mehrheitlich

getroffene Beschlüsse, die für die nicht zustimmenden Mitgliedstaaten keine Verbindlichkeit

haben, sind kein Integrationsinstrument. Im Vorfeld der Überführung von Aufgaben in das

quasi supranationale Beschlußsystem der Europäische Gemeinschaft - etwa im Bereich der

Außen- und Sicherheitspolitik sowie im Bereich der Innen- und Justizpolitik - gefaßte –

flexible - Beschlüsse erschweren die spätere Vergemeinschaftung dieser Materien. Die sog.

Flexibilisierung sollte möglichst nicht angestrebt werden.



15

s) Nationale Souveränität und Zuwachs an Souveränität der Europäischen Union

Die Mitgliedstaaten in der Europäischen Union bleiben als – rechtsstaatlich und demokratisch

organisierte und damit als sog. geläuterte – Nationalstaaten in der Europäischen Union erhal-

ten. Als verantwortliche Träger der Gemeinschaftsgewalt müssen sie von der Union in ihrer

Funktionstüchtigkeit erforderlichenfalls gestärkt werden. Obgleich mit einer Überführung der

Außen- und Sicherheitspolitik der Mitgliedstaaten auf die Union eben so wenig wie mit einer

Überführung insgesamt der Innen- und Justizpolitik auf die Union zu rechnen ist, kann sich

das Erfordernis einer technischen und finanziellen Hilfe der Union für einige Mitgliedstaaten

in diesen Bereichen nationaler Souveränität stellen.

Rechtliche Auflagen und Politikgestaltung seitens der Union in diesen Bereichen sind dabei

nicht ausgeschlossen.

Die Koordierungsaufgabe der Union im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik sowie im

Bereich der Innen- und Justizpolitik ließe sich verstärken. Ihre Intensivierung führt zu einem

Zuwachs an Souveränität der Europäischen Union.

t) Sozial- und Gesellschaftspolitik

Die Überführung der Sozial- und Gesellschaftspolitik der Mitgliedstaaten in die Zuständigkeit

der Europäischen Union bleibt einer Zeit vorbehalten, zu der die Europäische Union in einen

Bundesstaat umgewandelt sein wird. Hier zeigt sich die Schwäche der nicht in einen

Bundesstaat umgewandelten Europäischen Union.
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Anlage

Skizze einer Umwandlung der Europäische Union in einen Bundesstaat

Die Europäische Union würde umgewandelt in einen Bundesstaat bei - begrenzt - erweiterter

Zuständigkeit nach innen und außen handlungsfähig sein.

Die Umwandlung der Europäischen Union in ein staatlich organisiertes – bundesstaatlich ge-

prägtes – echtes Gemeinwesen ist zumindest für die vorhersehbare Zukunft  kein realistisches

Reformziel. Die materiellen und vorrechtlichen Voraussetzungen für einen solchen Reform-

schritt, nämlich die Existenz einer europäischen Nation, zumindest einer europäischen

Bürgerschaft, eine ausreichende gesellschaftliche Integration, eine europäische öffentliche

Meinung etc. liegen nicht vor. Die politischer Bereitschaft der Mitgliedstaaten zu diesem

Reformschritt fehlt. Der europäische Bundesstaat ist gleichwohl keine politische Utopie,

vielmehr als Orientierungsmarke für Reformvorhaben, beispielsweise auch für den von

französischer Seite unlängst vorgeschlagenen Ausbau der Exekutivbefugnisse von Europol

oder die ebenfalls von französischer Seite – unter einer verbalen Absage an den Bundesstaat -

vorgeschlagene Errichtung einer gemeinschaftseigenen Grenzaufsicht eine Realität.

Alle Reformschritte setzen die Markierung eines verfassungspolitischen Ziels voraus. Andere

Zielmarken als das Aufgehen der Europäischen Union in einem Bundesstaat als Gewähr-

leistungsträger für ihr Gelingen stehen nicht zur Verfügung. Die gedachte bundesstaatliche

Struktur Europas braucht keineswegs dem deutschen oder amerikanischen Staatswesen zu

entsprechen. Bei der Erörterung von Reformschritten dürfen indes die historischen Modelle

auch nicht einfach weggedacht werden. „United Europe“, und nicht „United Nations of

Europe“ ist für die Völker der Europäischen Union seit jeher das Leitbild der Integration,

nunmehr auch der Wiedervereinigung. Das alte Europa ist als historische Staatengemeinschaft

durch rivalisierende Staatenkoalitionen gekennzeichnet. Die Europäische Union ist als neue

Staaten- und Rechtsgemeinschaft politisch und rechtlich in einer Weise verfaßt, daß das alte

Europa nicht wieder aufleben kann und der Frieden absolut gesichert ist. Der politische und

wirtschaftliche Integrationsstand qualifiziert die Staatengemeinschaft als Verfassungsmodell

für das weitere Überleben des neuen Europa und ermöglicht weiterhin Integrationsfortschritte.

Letztlich gewährleistet aber auf Dauer nur die größere Handlungsfähigkeit des Bundes-

staates, daß die Europäische Union die etwaige Stagnation des Integrationsprozesses, die sich
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als Folge der bevorstehenden Erweiterung einstellen könnte, überwinden und Europa den

Zielsetzungen und Aufgaben, die ihm gesetzt sind, insbesondere auch seiner zunehmenden

weltweiten Verantwortung gerecht werden kann.

Bundestaatlichkeit bedeutet im Kern, daß die Ausübung von Gemeinschaftskompetenzen

zentral, d. h. durch das Europäische Parlament zusammen mit einer Staatenkammer demo-

kratisch legitimiert wird. „United Europe“ würde bundestaatlich organisiert wie folgt verfaßt

sein:

1) Umstrukturierung des Europäischen Parlaments

Das Europäische Parlament, das derzeit als Versammlung von Gruppen nationaler, wenn auch

seit 1979 in ihrem Land jeweils direkt gewählter Abgeordneter und damit intergouvernemen-

tal verfaßt ist, müßte in ein echtes Parlament im Sinne einer Vertretung aller Bürger der Euro-

päischen Union umgewandelt werden. Zu diesem Zweck müßte die – derzeit nicht bestehende

- Gleichheit des Wahlrecht hergestellt werden. Die Abgeordneten wären entweder als Reprä-

sentanten ihres Wahlkreises oder der Gesamtheit der „Civitas Europaea“, nicht jedoch wie

bisher als Vertreter ihres Volkes im Europäischen Parlament vertreten

2) Integration des europäischen Parteiensystems

Um die faktische Funktionsfähigkeit des neuen parlamentarischen Systems zu gewährleisten,

müßte sich das europäische Parteiensystem, das derzeit einen Verbund nationaler Parteien

darstellt, zu einem echten integrierten europäischen Parteiensystem umwandeln.

3) Integriertes gesellschaftliches System der Abklärung und des Interessenausgleichs,

europäische öffentliche Meinung

Ein integriertes gesellschaftliches System der Abklärung und des Ausgleichs weltanschau-

licher, regionaler, sektoraler sowie mitgliedstaatlicher Interessen müßte hinzutreten. Ein

solches System kann eben so wenig wie die anderen vorrechtlichen Funktionsbedingungen

eines Bundesstaates nicht „dekretiert“ werden. Es muß sich durch das Wirken der politischen

und gesellschaftlichen Kräfte eigenverantwortlich entwickeln. Aber Wachstumsimpulse

können durch die Europäische Union gesetzt und dürfen zumindest nicht verhindert werden.
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Eine Vielzahl von Maßnahmen ist denkbar, damit eine europäische öffentliche Meinung - als

unerläßliche „vorrechtliche Voraussetzung“ für ein parlamentarisches Regierungssystem - auf

europäischer Ebene zur Entstehung gelangt.

4) Europäische Bürgerschaft

An die Stelle der als nicht vorhanden beklagten „Europäischen Nation“ tritt die „Europäische

Bürgerschaft“ als Willens- und zunehmend auch als Schicksalsgemeinschaft. Entscheidend

ist, daß die oberste Loyalität der Bürger Europas der Europäischen Union, und nicht mehr wie

bislang den Mitgliedstaaten gilt.

5) Staatenkammer

Neben dem neu strukturierten Europäischen Parlament wäre - gleichberechtigt, wenn nicht

gegenüber dem Europäischen Parlament sogar übergeordnet – eine aus dem Rat der Europäi-

schen Union hervorgehende Staatenkammer zu errichten, in der die Mitgliedstaaten gleiche

oder abgestufte Stimmen hätten. Zum Schutz der Interessen der kleinen und kleineren Mit-

gliedstaaten wäre bei dem Beschlußverfahren der Staatenkammer die Stimmgewichtung und

in vitalen Fragen die Einstimmigkeit festzulegen. Um Blockaden der Handlungsfähigkeit ein-

zuschränken, müßte das Veto eines Mitgliedstaats bzw. bei Mehrheitsentscheidungen einer

relevanten Minderheit von Mitgliedstaaten einem Rechtfertigungszwang unterworfen werden,

und zwar gegenüber dem Europäischen Parlament und damit der europäischen Öffentlichkeit,

und im Anschluß daran gegenüber dem Europäischen Gerichtshof.

6) Kommission

Die Kommission würde in einer europäischen Regierung aufgehen, deren Mitglieder mit

einfacher Mehrheit vom Parlament und mit Zweidrittelmehrheit von der Staatenkammer zu

bestellen wären. Das Mißtrauensvotum sollte an die Wahl einer anderen Kommission oder des

betreffenden Kommissars gebunden werden.
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7) Präsident der Europäischen Union

Die Europäische Union sollte eine Präsidenten haben, der anfänglich mit jeweils Zweidrittel-

mehrheit vom Parlament und der Staatenkammer und später direkt von der „Europäischen

Bürgerschaft“ zu wählen wäre. Der Präsident der Europäischen Union sollte über mehr als nur

über Repräsentationsbefugnisse verfügen.

8) Sprachenregime

Das Mehrsprachensystem wäre durch eine „Lingua franca“ zu ersetzen, die sich über das

Wirken der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kräfte zu entwickeln hätte.

9) Eigener Verwaltungsunterbau

Die Europäische Union müßte über einen eigenen Verwaltungsunterbau und über ein eigenes

dezentrales Gerichtssystem verfügen. Die Durchführung des Unionsrechts über die Mitglied-

staaten und die wechselseitige Anerkennung von Staatshoheitsakten der Mitgliedstaaten stößt

angesichts nicht homogenisierbarer gesellschaftlicher Verhältnisse in der Union, angesichts

der Sprachenvielfalt sowie angesichts nicht homogenisierbarer Verwaltungs- und gerichtli-

cher Strukturen in den – 28 – Mitgliedstaaten auf absolute Leistungsgrenzen.

10) Eigene Steuerhoheit

Die Europäische Union hätte als – partieller – Bundesstaat eine eigene Steuerhoheit, und zwar

ausschließlich in Bereichen der indirekten Besteuerung.  Das derzeitige System der Matriku-

larbeiträge der Mitgliedstaaten wäre schrittweise abzuschaffen.

11) Zuständigkeitskatalog

Die Aufgaben der Europäischen Union als Bundesstaat müßten in einem Zuständigkeits-

katalog in einer Weise festgeschrieben werden, daß ihre Ausweitung ohne Zustimmung aller

Mitgliedstaaten ausgeschlossen bleibt.
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12) Staatenbindung der Grundrechte

Die Europäische Union hätte als Bundesstaat Grundrechte zu gewährleisten, die über die

bisherige Wirkung der Grundrechte der Europäischen Gemeinschaft hinaus auch die

Mitgliedstaaten in den diesen vorbehaltenen Handlungsbereichen binden.

13) Minderheitenstatut

Ein Minderheitenstatut hätte beschränkt auf den Gebrauch der eigenen Sprache, die Errich-

tung eigener Schulen und die Wahrung kultureller Eigenheiten den Grundrechtskatalog zu

ergänzen.

14) Nationale Bildung

Das derzeitige System der „nationale Bildung“ (education nationale) sollte durch übergela-

gerte Systeme einer europäische Bildung ergänzt werden. Private europäische Schulen und

Universitäten wären von Anbeginn an zuzulassen und zu fördern.

15) Aufgaben der Europäischen Union

Aufgaben der Europäische Union wären die Gestaltung des Gemeinsamen Marktes (Einbe-

ziehung der Rüstungswirtschaft), ferner - unter Beibehaltung ihrer Verfassungsstruktur - die

Gestaltung der Wirtschafts- und Währungsunion, die Außenwirtschaftspolitik sowie die

bisherigen „Nebenaufgaben“ wie der Umweltschutz und der Verbraucherschutz. Die Mitzu-

ständigkeit der Europäischen Union im Bereich der Strukturpolitik sollte so ausgestaltet sein,

daß über die Fonds nur die weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten unterstützt werden (sog.

Nettofonds-Prinzip).

16) Finanzrecht:  Prinzip der jährlichen Bewilligung

Um Blockaden der Umgestaltung und der Reform der Politik zu verhindern, muß das Prinzip

der jährlicher Bewilligung von Zuwendungen und des Auslaufens der Förderung bei Nicht-

erneuerung eingeführt werden. Die Entstehung neuer „Interessenverflechtungsfallen“, durch
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die - traditionellerweise - notwendige Anpassungen und Reformen verhindert und einmal

erlangte Besitzstände verewigt werden, muß verhindert werden.

Die Änderung des Finanzrechts der Union durch Einführung dieses Prinzips ist überfällig.

17) Landwirtschaftspolitik

Die Landwirtschaftspolitik sollte möglichst bald in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten

überführt werden. Das Gemeinschaftsrecht läßt die Rückführung entgegen einem weitver-

breiteten Irrtum durchaus zu. Eine Mitfinanzierung der Einkommenspolitik der weniger

wohlhabenderen Mitgliedstaaten für die Landwirtschaft durch die Gemeinschaft ist möglich.

Die Mitgliedstaaten sind weiterhin für die Wirtschaftspolitik und damit für die Einkommens- und Lohnpolitik

verantwortlich. Die Agrarmarktpolitik als Einkommenspolitik für die Landwirtschaft liegt traditionell in der

Zuständigkeit der Europäischen Union. Sie sollte gemäß dem Zuständigkeitsmodell der Wirtschaftsunion in die

Zuständigkeit der Mitgliedstaaten übertragen werden. Die finanzielle Beteiligung der Europäischen Union an der

Einkommenssicherung der Landwirtschaft durch die Mitgliedstaaten ist dabei nicht ausgeschlossen und wäre

auch – bezogen auf einen Einkommenstransfer von den wohlhabenderen Mitgliedstaaten auf die weniger

wohlhabenden Mitgliedstaaten - aus Gründen der Sicherung des sozialen Zusammenhalts gleichermaßen wie bei

der reformierten Strukturfondspolitik angezeigt. Die derzeitige Agrarlastigkeit des Haushalts der Gemeinschaft

wäre weitgehend beseitigt, ebenso würden weitere kritisch diskutierte Begleiterscheinungen der auf die

ursprünglichen sechs Mitgliedstaaten zugeschnittenen derzeitigen Agrarmarktpolitik der Europäischen

Gemeinschaft entfallen.

18) Weitere Ausbauschritte

Weitere Ausbauschritte der Europäischen Union als Bundesstaat wären die Überantwortung

der Außen- und Sicherheitspolitik auf die Europäische Union, ferner zu gegebener Zeit die

Umwandlung der gegenwärtigen – unechten - Wirtschaftsunion in eine echte Wirtschafts-

union sowie der Ausbau der Zuständigkeiten der Europäischen Union im Bereich der Innen-

und Justizpolitik. Mit der Übertragung dieser Zuständigkeiten hätte Hand in Hand zu gehen

der Ausbau der Verwaltungsorganisation der Europäischen Union sowie der Übergang zur

alleinigen Durchführung des Gemeinschaftsrechts durch die neue gemeinschaftseigene

dezentrale Verwaltung.



22

Die Mitgliedstaaten würden bei einer auf wenige Aufgaben beschränkten bundesstaatlich

organisierten Europäischen Union ihre Souveränität mit der Souveränität der Europäischen

Union teilen. Bei einem weiteren Ausbau der Kompetenzen der Europäischen Union würden

sie zu Gliedstaaten der Europäischen mutieren und ihre Souveränität einbüßen.
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